Pressedienst Travail.Suisse – Nr. 5 – 30. März 2009 – BVG

_______________________________________________________________________________


Berufliche Vorsorge: Vertrauen schaffen statt Renten senken
Im Dezember hat das Parlament beschlossen, den Umwandlungssatz in der beruflichen Vorsorge und damit die Neurenten ab 2011 deutlich zu senken. Nach der Senkung des Mindestzinssatzes im Jahr 2003 und einer bereits laufenden Senkung des Umwandlungssatzes ist das der dritte Leistungsabbau in der beruflichen Vorsorge innert weniger Jahre. Als Grund für diesen Leistungsabbau wird immer wieder die Sicherheit der Altersvorsorge vorgebracht. Zu hohe Leistungen würden die finanzielle Stabilität der beruflichen Vorsorge und damit die Sicherheit der Renten bedrohen.

Die Gewerkschaften haben gegen diesen Leistungsabbau in der beruflichen Vorsorge das Referendum ergriffen. Sie sind der Meinung, dass das Referendum notwendig ist, um die berufliche Vorsorge und damit unsere gute und stabile Altersvorsorge in der Schweiz langfristig zu erhalten. Denn erstens ist die Geschichte mit der finanziellen Stabilität der beruflichen Vorsorge nur die halbe Wahrheit. Tatsächlich stecken noch ganz andere Interessen als die Sicherheit unserer Renten hinter dem Entscheid des Parlaments. Und zweitens wird ein ständiger Leistungsabbau über kurz oder lang zum Bumerang für die Stabilität der beruflichen Vorsorge.
Unverfrorene Lebensversicherungen
Beides lässt sich an der folgenden kleinen Geschichte sehr gut illustrieren. Letzte Woche haben viele Bürgerinnen und Bürger von einer grossen Versicherungsgesellschaft ein Schreiben erhalten. Bereits auf dem Umschlag der beunruhigende Satz: Ihre Altersrente wird immer kleiner. Der Brief beginnt – grau hinterlegt – mit dem Hinweis auf die bereits erwähnte Rentensenkung in der beruflichen Vorsorge. Und dann, fett und deutlich: Von Ihrer Pensionskasse können Sie nicht mehr viel erwarten. Der Zweck des Schreibens ist nicht etwa gut gemeinte Aufklärung, sondern der Verkauf einer privaten Vorsorgelösung. Nun ist es das gute Recht einer Versicherungsgesellschaft, eine Vorsorgelösung verkaufen zu wollen. Aber zuerst auf dem politischen Weg die Leistungen senken und danach mit dem Hinweis auf sinkende Renten eine teure private Versicherungslösung zu verkaufen, das ist ja wohl der Gipfel der Unverfrorenheit. 

Immerhin wird mit diesem Schreiben klar, dass der Grund für die Rentensenkung in der beruflichen Vorsorge offensichtlich nicht die Sicherheit unserer Renten, sondern in erster Linie die Sicherheit von Umsatz und Gewinn der privaten Lebensversicherungsgesellschaften ist. Die Versicherungen wollen mit ihrem politischen Einfluss einen Abbau der Altersvorsorge herbeiführen, um damit die Voraussetzungen für ihr eigenes Geschäft zu verbessern.

Leistungskürzungen werden zum Bumerang
Der Brief zeigt auch, wie Leistungssenkungen früher oder später zum Bumerang für die Stabilität der beruflichen Vorsorge werden. Der Brief nimmt ja sehr bewusst und präzis Bezug auf den Vertrauensverlust, den die berufliche Vorsorge durch andauernde Leistungskürzungen erfährt. Die berufliche Vorsorge ist aber für ihr Bestehen und ihr Gedeihen auf den politischen Rückhalt in der Bevölkerung angewiesen. Ein Zwang zum Sparen im Umfang von mehreren Milliarden Franken lässt sich in einem freien Land wie der Schweiz nur durchsetzen und aufrecht erhalten, wenn die Bevölkerung damit einverstanden ist. Das Vertrauen in die Leistungen der Pensionskassen ist dafür von zentraler Bedeutung. Wenn aber die Leistungen immer schlechter werden, dann wird auch das Vertrauen schwinden.  Und wenn die Lebensversicherer auf einen weiteren Leistungsabbau drängen und gleichzeitig– weil sie damit Geschäfte machen können – das Misstrauen gegenüber den Pensionskassen schüren, dann wird dies zum langsamen, aber sicheren Tod der beruflichen Vorsorge führen.

Damit das Vertrauen in die berufliche Vorsorge als stabiler und sicherer Teil unserer Altersvorsorge bestehen bleibt, muss der Leistungsabbau jetzt gestoppt werden. Genau dazu dient das Referendum der Gewerkschaften gegen die Senkung der Renten in der beruflichen Vorsorge.
Martin Flügel, Präsident Travail.Suisse
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